1. ENTWURF

FORDERUNGSKATALOG BZW STELLUNGNAHME DER ISPA

Die ISPA, Internet Service Providers Austria als Verband der österreichischen Internet-Anbieter stellt in Erwägung nachstehender Gründe 

a. Das vorgesehene EU-Richtlinienwerk soll in das neue Gesetzeswerk, unabhängig von der vorgesehenen Umsetzungsfrist, bereits einfließen.

b. Angesichts des voraussichtlichen Umfangs der Neuregulierung ist einem neuen Gesetz gegenüber einer bloßen Novelle der Vorzug zu geben.

c. Generell ist bei der Neuregelung darauf zu achten, dass Bestimmungen, die von ihrer Intention her nur für den Bereich Sprachtelefonie gelten sollen, auch von der Formulierung her nur diesen Bereich betreffen, nicht aber das Internet bzw Internetdienstleistungen.

d. Eine Sicherung effizienten Wettbewerbs setzt nach Auffassung der ISPA die Einrichtung einer sektorspezifischen Missbrauchsaufsicht bei der Regulierungsbehörde voraus, die Entscheidungsbefugnisse nicht nur in den klassischen regulatorischen Fragen des Zugang hat, sondern auch bei anderen Missbrauchstatbeständen wie zB predatory pricing; die allfällige Zuständigkeit des Kartellgerichts sollte daneben allerdings weiter bestehen.

folgende Anforderungen an ein neues Telekommunikationsgesetz

1. Der Regulierungsbehörde ist ein klarer Auftrag zur Eigeninitiative bei der Sicherung und Förderung effektiven Wettbewerbs und freien Marktzutritts zu erteilen.

2. Klare Vorgaben für die Höchstdauer etwaiger Verfahren sind zu treffen.

3. Die beträchtliche Marktmacht im TKG ist (unter zusätzlicher Aufnahme der europarechtlichen Vorgaben) genau so zu definieren wie die marktbeherrschende Stellung nach den kartellrechtlichen Bestimmungen; dh es sind die selben Vermutungstatbestände aufzunehmen.

4. Betroffene Unternehmen und Unternehmerinteressenvereinigungen wie die ISPA soll ein Antragsrecht auf Abgrenzung eines als relevant zu definierenden Marktes eingeräumt werden; dies ist insbesondere im Hinblick auf neue Märkte von Bedeutung, um den offenen Marktzugang und effizienten Wettbewerb zu sichern. 

5. Da die Abgrenzung relevanter Märkte Auswirkungen auf die Feststellung des Bestehens beträchtlicher Marktmacht hat (je enger der relevante Markt, desto eher wird ein Anbieter über beträchtliche Marktmacht verfügen; je weiter der relevante Markt, desto unwahrscheinlicher ist das Vorliegen beträchtlicher Marktmacht), ist betroffenen Unternehmen und Unternehmerinteressenvereinigungen wie der ISPA eine Parteistellung und Rechtsmittelbefugnis (? wie vorstellbar, wenn es sich um eine Verordnung handelt ??) einzuräumen.

6. Es ist gesetzlich klarzustellen, dass bei der Abgrenzung des örtlich relevanten Marktes, soweit es um die Zugangsmöglichkeiten zum Endkunden geht, im Regelfall nicht auf einen nationalen Markt, sondern auf eng lokal begrenzte Märkte abzustellen ist. (?????????)

7. Betroffene Unternehmen und Unternehmerinteressenvereinigungen wie die ISPA sollen ein Antragsrecht auf Einleitung eines Marktanalyseverfahrens bzw Feststellung eines Anbieters als SMP-Unternehmen (Unternehmer mit beträchtlicher Marktmacht) eingeräumt werden. 

8. Da diese Feststellung eines Anbieters als SMP-Unternehmen Vorfragecharakter für andere Verfahren hat und zahlreiche Rechtsfolgen nach sich zieht, ist  anderen davon betroffenen Unternehmen und Unternehmerinteressenvereinigungen wie der ISPA eine Parteistellung und Rechtsmittelbefugnis einzuräumen. Dies hat durch Veröffentlichung jeglicher Verfahrenseinleitung und der Einräumung einer Frist an die interessierten Kreise zur Beantragung der Parteistellung (verbunden mit Rechtsmittelbefugnis) zu erfolgen; wer die Frist zur Beantragung der Parteistellung versäumt, wäre präkludiert.

9. Unabhängig von der Auferlegung von Vorabverpflichtungen durch die Regulierungsbehörde haben die allgemeinen wettbewerbsrechtlichen, insbesondere kartellrechtlichen Vorgaben für marktbeherrschende Unternehmen zu gelten; dies ist ausdrücklich klarzustellen und die Regulierungsbehörde hat die entsprechenden Gebote und Verbote (zB Diskriminierungsverbot) bei ihren Entscheidungen jedenfalls zu berücksichtigen. Ebenso müssen Verpflichtungen gem Art 9 bis 11 ZugangsRL jedem Marktbeherrscher auferlegt werden; dies ist gesetzlich klarzustellen.

10. Hinsichtlich der Auferlegung konkreter Vorabverpflichtungen ist eine Beteiligung betroffener anderer Anbieter und von Unternehmerinteressenvereinigungen wie der ISPA vorzusehen. Da die Entscheidung über konkrete Vorabverpflichtungen weitreichende Folgen für Dritte nach sich zieht, ist diesen Betroffenen durch Veröffentlichung der Verfahrenseinleitung eine Frist zur Beantragung der Parteistellung (verbunden mit Rechtsmittelbefugnis) einzuräumen; wer die Frist zur Beantragung der Parteistellung versäumt, wäre präkludiert.

11. Betroffenen Anbietern sowie Unternehmerinteressenvereinigungen wie der ISPA muss das Recht eingeräumt werden, einen Antrag zu stellen, dass einem Marktbeherrscher aufgetragen wird, einen bestimmten (bestehenden oder neuen) Dienst zu Großhandelbedingungen zwecks Weitervertrieb durch Dritte anzubieten; diesbezüglich ist Parteistellung und Rechtsmittelbefugnis einzuräumen; der Regulierungsbehörde ist die Befugnis einzuräumen, die Bedingungen des Angebots in Form angemessener Bedingungen festzulegen. Gesetzlich ist klarzustellen, dass bei derartigen Angeboten stets auch eine Ausgestaltung derart vorzusehen ist, dass die gesamte Endkundenbeziehung und Endkundenverrechnung beim weitervertreibenden Dritten (zB ISP, der bestimmte Leistungen von der TA zukauft – Bsp ADSL) angesiedelt wird.

12. Standardangebote eines SMP-Anbieters müssen von der Regulierungsbehörde inhaltlich ausgestaltet werden können („Standardangebotsanordnung“). Betroffenen dritten Unternehmen sowie Unternehmerinteressenvereinigungen wie der ISPA muss Partei- und Rechtsmittelbefugnis zukommen (Veröffentlichung der Verfahrenseinleitung mit Frist zur Beantragung der Parteistellung verbunden mit Rechtsmittelbefugnis einzuräumen; wer die Frist zur Beantragung der Parteistellung versäumt, wäre präkludiert). Anträge auf Änderung des Angebots bei Änderung der Verhältnisse müssen möglich sein.

13. Eine Bindungswirkung von Anordnungen, die in einem Mehrparteienverfahren erlassen wurden (Veröffentlichung der Verfahrenseinleitung mit Frist zur Beantragung der Parteistellung verbunden mit Rechtsmittelbefugnis einzuräumen; wer die Frist zur Beantragung der Parteistellung versäumt, wäre präkludiert), muss gegenüber auch nicht am Verfahren beteiligten Dritten bestehen.

14. Hinsichtlich jeglicher Anordnungen der Regulierungsbehörde, die privatrechtliche Vereinbarungen ersetzen, ist festzulegen, dass diese einen Vollstreckungstitel darstellen und nach den Bestimmungen der EO durch die Zivilgerichte zu vollstrecken sind.

15. Eine sektorspezifische Missbrauchsaufsicht bei der Regulierungsbehörde ist einzurichten, wonach die Regulierungsbehörde Entscheidungsbefugnisse nicht nur in den klassischen regulatorischen Fragen des Zugang hat, sondern auch bei anderen Missbrauchstatbeständen wie zB predatory pricing; die allfällige Zuständigkeit des Kartellgerichts sollten daneben allerdings weiter bestehen. Allenfalls könnte aber dem Kartellgericht das Recht eingeräumt werden, die Behandlung einer Angelegenheit abzulehnen, wenn in dieser Angelegenheit bereits ein Verfahren vor der Regulierungsbehörde anhängig ist und diese ihre Zuständigkeit angenommen hat (oder die Sache bereits von der Regulierungsbehörde entschieden wurde).

16. Wirksame Bußgeldbefugnisse sind der Regulierungsbehörde einzuräumen.

17. Der Regulierungsbehörde ist die Befugnis einzuräumen, nicht nur fortdauernde Missbräuche abzustellen, sondern auch bei bereits abgestellten Missbräuchen festzustellen, dass ein Missbrauch erfolgt ist. Auch bereits abgestellte Missbräuche sollten mit Bußgeld belegt werden können. 

18. Es ist die Möglichkeit einer „einstweiligen Verfügung“ zu schaffen, die die Regulierungsbehörde (ähnlich den entsprechenden zivilgerichtlichen Bestimmungen) erlassen kann und die sofort vollstreckbar ist.

19. Zu regeln ist das Zusammenspiel zwischen Kartellrechtsinstitutionen und Regulierungsbehörde. Der Regulierungsbehörde ist Antragsbefugnis in allen Verfahrensarten vor dem Kartellgericht einzuräumen, sofern ein Markt der elektronischen Kommunikation betroffen ist (dies gilt auch, wenn der Regulierungsbefugnis eine sektorspezifische Missbrauchsaufsichtskompetenz eingeräumt wird, zumindest für die anderen Verfahrensarten wie Kartelle und Zusammenschlüsse). Unabhängig von einer Antragstellung ist der Regulierungsbehörde Amtsparteistellung in allen Verfahren, die einen Markt der elektronischen Kommunikation betreffen, einzuräumen. Das Kartellgericht soll die Möglichkeit erhalten, in Verfahren ein Gutachten der Regulierungsbehörde einzuholen.

20. Im Kartellgesetz ist klarzustellen, dass ein Verstoß gegen von der Regulierungsbehörde auferlegte Vorabverpflichtungen jedenfalls auch einen Marktmachtmissbrauch nach den kartellrechtlichen Bestimmungen darstellt.

21. Der Regulierungsbehörde sollte in allen Verfahren (zB vor Kartellgericht, aber auch in Zivil- oder UWG-Verfahren), die einen Markt der elektronischen Kommunikation betreffen, als Sachverständiger mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt werden können. Dadurch wird eine einheitliche Rechtsanwendung gefördert. Entscheidungen über die Marktabgrenzung oder die Feststellung eines Unternehmens als SMP-Anbieter soll Bindungswirkung gegenüber anderen Behörden und Gerichten zukommen (bzw wenn dies verfassungsrechtlich problematisch sein sollte, zumindest die Qualität eines zu berücksichtigenden Sachverständigengutachtens).

22. Sämtliche Bestimmungen des neuen Gesetzes sind sorgfältig im Hinblick darauf zu prüfen, ob ihre Anwendbarkeit für den Bereich des Internet gegeben sein soll bzw überhaupt sinnvoll ist. Ggf ist eine klare Einschränkung auf bestimmte Bereiche, etwa den Bereich der Sprachtelefonie oder anderer bestimmter Dienste oder auf Sprachtelefoniebetreiber oder  bestimmte Dienstebetreiber vorzunehmen.

23. Folgende Bestimmungen des derzeitigen TKG, die von ihrer weiten Formulierung her auch den Bereich Internetdienstleistungen betreffen, sollten künftig jedenfalls nicht für den Bereich Internet gelten bzw wären für diesen spezifische Regelungen erforderlich: 

23.1 Der Abschnitt 7. (Adressierung und Nummerierung) passt nicht. Klarzustellen ist insbesondere, dass allfällige behördliche Kompetenzen nicht einen Eingriff in das System der Domainverwaltung und IP-Adressverwaltung umfassen.

23.2 Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen des 12. Abschnitts passen für den Bereich Internet nicht. Eine Klarstellung hinsichtlich der Zulässigkeit der Erfassung und Verwendung von Logfiles samt Aufbewahrung, solange für technische oder betriebliche Zweck erforderlich, ist nötig. Die Zulässigkeit der Einrichtung von e-mail-Filtern ist zu regeln. WAS MÜSSTE MAN DA IM DETAIL REGELN??????

23.3 ........

23.4 ......

23.5 ......

23.6 .....

und ersucht um entsprechende Berücksichtigung. Eine ausführliche Stellungnahme der ISPA wird nach vorliegen eines Gesetzesentwurfes im Begutachtungsverfahren
